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Zusammengenommen widersprechen 
die Berichte über die tatsächlich während 
des G8-Gipfels durchgeführten Einsätze 
der Bundeswehr zu Land, auf See und in 
der Luft diametral dem, was die Bundes-
regierung im Vorfeld hat Glauben machen 
wollen. Denn fest steht bereits zum jetzigen 
Erkenntnisstand, dass die Zusammenarbeit 
der Bundeswehr mit der Polizei wesentlich 
weiter ging, als dies bei früheren Einsätzen 
der Fall war. Die grundgesetzliche Tren-
nung von Polizei und Bundeswehr wird in 
eklatanter Weise aufgeweicht, wenn bei-
spielsweise Bundeswehrsoldaten zur Ver-
kehrsüberwachung eingesetzt werden. 

Hatte die Bundesregierung noch in ihrer 
Antwort auf die kleine Anfrage u.a. der 
Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE) 
am 26.04.2007 verneint, die Bundes-
wehr an der Sicherung der Strecke zwi-
schen dem Flughafen Rostock-Laage und 
dem Tagungshotel zu beteiligen, wurde 
das Gegenteil für jeden sichtbar, der sich 
während des G8-Gipfels auf der Auto-
bahn (BAB 19) zwischen Rostock und 
dem Flughafen Rostock-Laage bewegte. 
Auf den Autobahnbrücken standen gut 
sichtbar gepanzerte Bundeswehrfahrzeuge. 
Dabei handelte es sich um den neuen Späh-
wagen der Bundeswehr, in Anlehnung an 
den lateinischen Namen des Wüstenfuchs 
Fennek genannt. 

In ihrer Antwort bekräftigt die Bun-
desregierung außerdem, dass „analog zur 
FIFA-Fußball-WM 2006 – keine Unterstüt-
zungskräfte ´in erster Reihe im Straßenbild´ 
in Erscheinung treten“1 würden. Für die 
Bewohnenden der beiden Protestcamps in 
Reddelich und Wichmannsdorf müssen 
diese Worte wie ein Hohn klingen, don-
nerte doch lautstark am 5. Juni nur 110 
Meter über ihren Köpfen ein Bundeswehr-
tornado hinweg. Ziel war es bei diesem 
und den weiteren Flügen, mittels des 
RECCE-Systems gestochen scharfe Bilder 
zu machen. Dass sowohl die eingesetzten 
Fennek-Spähwägen, als auch die zwei Tor-
nados nicht kurzfristig mal eben so aus dem 
Hut gezaubert wurden, beweist die Tatsa-
che, dass die am 13. März vom Innenmi-
nister Mecklenburg-Vorpommern gestellte 

Anforderung für die Spähfahrzeuge im 
Rahmen der so genannten „technischen 
Amtshilfe“ im beantragten Umfang durch 
den Bundesminister der Verteidigung 
am 26. April 2007 grundsätzlich gebilligt 
wurde. In der auf den 24. April datierten 
Vorabversion der Antwort der Bundesregie-
rung hieß es allerdings noch „Umfang und 
Intensität der Unterstützungsleistungen durch 
die Bundeswehr werden erst zeitnah zum G8-
Gipfeltreff en endgültig absehbar sein.“2

Das bisherige juristische und parlamentari-
sche Nachspiel ist bekannt: Einleitung eines 
Vordisziplinarverfahrens gegen den Piloten, 
Fragestunde im Bundestag und der Bericht 
des Parlamentarischen Staatssekretärs beim 
Bundesminister der Verteidigung, Chri-
stian Schmidt (CDU/CSU), im Innenaus-
schuss des Bundestages am 20. Juni. Nach 
den Tornadofl ügen sei eine Kommissarin 
der „Kavala“ zur Bundeswehr gekommen 
und habe sich die benötigten Bilder ausge-
sucht, vermerkt das Ministerium in seinem 
Bericht. Bundestagsabgeordnete der Partei 
DIE LINKE forderten die Herausgabe aller 
im Rahmen dieser Einsätze gemachten 
Bilder. Wurden diese Tornado-Einsätze zwar 
im Nachgang von Staatssekretär Schmidt 
in eine Reihe gestellt mit den früheren Ein-
sätzen der AWACS-Aufklärungsfl ugzeuge, 
die beispielsweise beim Weltjugendtag, der 
Fußballweltmeisterschaft im vergangenen 
Jahr oder eben beim G8-Gipfel „auch gefl o-
gen sind“,3 so markiert er trotzdem als erster 
Einsatz außerhalb von Hochwasserkatastro-
phen, der Vogelgrippe auf der Insel Rügen 
oder auch bei der Suche nach vermissten 
Personen einen weiteren Höhepunkt der 
Militarisierung der inneren Sicherheit. In 
seinem Bericht im Innenausschuss zählt 
Staatssekretär Schmidt die einzelnen Flüge 
auf und erklärt, dass jeweils auf Bitten der 
Polizeidirektion Rostock das Aufklärungs-
geschwader 51 „Immelmann“ aus dem 
schleswig-holsteinischen Kropp mit der 
Durchführung der Flüge beauftragt wurde. 
Die Polizeidirektion Rostock ihrerseits 
bekam von der Besonderen Aufbauorgani-
sation (BAO) Kavala das Amtshilfegesuch 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern an 
das Wehrbereichskommando 1 („Küste“) 

am 24. April diesen Jahres übermittelt. 
Trotzdem berichtete ein Ministeriumsver-
treter im Innenausschuss am 23. Mai 2007, 
dass die Bundeswehr „überwiegend nur 
Transportaufgaben“ übernehmen werde. 
Bei einer Fragestunde im Plenum war sogar 
von „ausschließlich Transportaufgaben“ die 
Rede.4

Laut Staatssekretär Schmidt kam es je 
zu einem Einsatz beider Tornados am 03. 
Mai (in Zweier-Formation), am 15. Mai, 
am 30. Mai und wegen Abbruchs die Wie-
derholung am 31. Mai, sowie am 5. Juni. 
Letztgenannte wurde einen Tag zuvor von 
der Besonderen Aufbauorganisation (BAO) 
Kavala bei dem Aufklärungsgeschwader 
telefonisch beantragt. Sprach Staatssekre-
tär Schmidt da also noch von insgesamt 
vier Missionen, hat sich laut „Leipziger 
Volkszeitung“ herausgestellt, dass es sieben 
Missionen mit möglicherweise bis zu zehn 
Flügen gegeben habe.5 

Aufgenommen wurden bei den Flügen 
mal der Aufbau des Camps am Grenz-
schlachthof Rostock, mal der Zeltlagerauf-
bau in Wichmannsdorf mit angrenzenden 
Zufahrten, mal das Camp Reddelich, mög-
liches Blockadematerial in der Nähe einer 
Autobahnauff ahrt, sowie ein Gebäudekom-
plex mit erhöhtem Fahrzeugaufkommen. 
Bei einem Rückfl ug wurde noch ein Areal 
mit möglichem Blockadematerial foto-
grafi ert. Diese Art „technische Amtshilfe“ 
der Bundeswehr kommentiert der Chef 
der Gewerkschaft der Polizei, Konrad Frei-
berg: „Amtshilfe der Bundeswehr ist immer 
sehr erfreulich für die Polizei, wenn sie das 
ausgleicht, wofür der Polizei die Fähigkeiten 
fehlen. Beispielsweise Luftbilder bei Entfüh-
rungen oder Geiselnahme. Mit dem Tiefst-
fl ug eines Tornado-Jets über Demonstranten 
hinweg ist die verfassungsrechtliche Grenze 
eindeutig überschritten worden. Das muss 
nachprüfbare Konsequenzen haben.“6

Vergleicht man die Abbildungen auf den 
geschossenen Fotos der mindestens sieben 
Aufklärungsmissionen mit dem ursprüng-
lichen Amtshilfeersuchen für zwei (!) Auf-
klärungsmissionen, stellt man fest, dass 
die militärisch gestützte Aufklärung eine 
Eigendynamik bekommen zu haben schien, 
passt doch beispielsweise das Aufspüren von 
erhöhtem Fahrzeugaufkommen an einem 
Gebäudekomplex oder die Feststellung 
vom Campaufbau nicht zu dem eigentlich 
formulierten Ziel, nämlich der Erkennung 
möglicher Erddepots sowie von Manipula-
tionen an wichtigen Straßenzügen im Ein-
satzraum. 

Staatssekretär Schmidt informierte auch 
über den Einsatz von gepanzerten Bundes-
wehrfahrzeugen des Typs Fennek. Eingesetzt 
wurden nach Angaben des Staatssekretärs 

In der Luft, auf See und zu Land 
- Militär-Hilfe „auf Teufel komm 
raus“
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Mecklenburg-Vorpommern
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insgesamt 9 Fennek. Die Einsätze im Ein-
zelnen waren: 3 Fahrzeuge innerhalb der 
Sperrzone, zur Überwachung mit Schwer-
punkt auf Eindringversuche, bis zu 6 
Fennek zeitlich begrenzt zur Überwachung 
der An- und Abfl ugrouten an den An- und 
Abfl ugtagen, bis zu 5 Fennek am 05. und 
06. Juni zur Überwachung der Fahrstrek-
ken der Delegationen auf der A 19 sowie 
2 Fennek zeitlich begrenzt zur Lagefeststel-
lung im Umfeld der landwirtschaftlichen 
Versuchsanstalt des Landes Mecklenburg-
Vorpommern, wo auch Genmais angebaut 
wird. Zusätzlich habe es ein zehntes Fahr-
zeug vom Typ Fennek gegeben, das nicht 
Teil der beantragten Amtshilfe war, son-
dern koordiniert habe. Die konkreten Auf-
klärungsanforderungen der Polizei wurden 
unmittelbar vor Ort mit dem Kompanie-
chef besprochen. 

Ebenso wie der Recce-Tornado, wird auch 
der Fennek von der Bundeswehr in Afgha-
nistan eingesetzt. Für seinen Einsatz im 
Innern wurde ihm diesmal zwar die Bord-
kanone demontiert, was seiner Tauglichkeit 
jedoch keinen Abbruch tut. Die Hersteller-
fi rma Krauss-Maff ei Wegmann lobt seinen 
hervorragenden Einsatz für „Spähaufträge 
bis weit hinter feindlichen Linien“. Denn 
„in modernen Einsatzszenarien des 21. Jahr-
hunderts gehören zu seinem Auftrag neben 
der Beobachtung von gegnerischen Truppen-
bewegung vor allem die Observation von 
umkämpften Ortschaften oder Landstrichen, 
um zeitnah verdächtige Aktivitäten beobach-
ten, melden und überprüfen zu können.“7

Die Beobachtungs- und Aufklärungs-
ausstattung (BAA) ist das Herzstück des 
Spähwagens Fennek. Diese besteht aus 
einem Sensorkopf, der auf einem ausfahr-
baren Stativ montiert ist, und setzt sich aus 
einer Wärmebildgerät, einer CCD-Kamera 
mit hoher Aufl ösung und Zoom-Objektiv, 
sowie einem RAMAN-Laserentfernungs-
messer zusammen. Außerdem sind die 
Fennek-Fahrzeuge mit einer so genannten 
Bodensensorausstattung Ortung und Iden-
tifi zierung (BSA), sowie der Mini-Drohne 
ALADIN ausrüstbar. Die BSA wird zur 
Überwachung von Straßen und Gelände-
punkten eingesetzt, die vom Wagen nicht 
einsehbar sind. Sie kann Fahrzeuge ent-
decken, ihre Anzahl, Geschwindigkeit und 
Bewegungsrichtung erkennen und die gän-
gigen Typen der Kampf- und Kampfun-
terstützungsfahrzeuge identifi zieren. Der 
Spähtrupp soll bis zu sechs Sensoren verle-
gen können, die ihre Aufklärungsergebnisse 
bis zu 10 km weit übertragen. Die Mini-
Drohne ALADIN vom bayrischen Herstel-
ler EMT startet wie ein Modellfl ugzeug aus 
der Hand und hat einen Missionsradius von 
über fünf Kilometern. Flugführung und 

Landung erfolgen autonom.8 Inwieweit 
die Bodensensorausstattung und die Mini-
Drohnen auch rund um Heiligendamm 
eingesetzt wurden, muss noch geklärt 
werden, auszuschließen ist es keinesfalls. 

Draußen auf See und drinnen im OP 
- Überall Bundeswehr

Hatte die Bundesregierung noch in ihrer 
bereits erwähnten Antwort (Drucksache 
16/5148) auf die kleine Anfrage angegeben, 
dass insgesamt 1100 Soldaten während des 
G8-Gipfels in Heiligendamm eingesetzt 
würden, waren es tatsächlich nach einer 
Aussage des Sprechers im Bundesministe-
rium der Verteidigung, Oberstleutnant 
Strunk, insgesamt 2100 Soldaten der Bun-
deswehr, darunter 1000 Soldaten allein 
mit Sicherungsaufgaben in- und außerhalb 
militärischer Liegenschaften.9 Staatssekretär 
Schmidt gab in seinem Bericht zumindest 
schon mal zu, dass es insgesamt etwas mehr 
als 1.300 Soldaten gewesen sein müssen.

Dazu gehören auch die Feldjäger bzw. der 
so genannte CRC-Zug der Militärpolizei. 

CRC bedeutet Crowd and Riot Control, 
also Aufstandsbekämpfung, und die Poli-
zeisoldaten in diesen Zügen sind genau wie 
die „Robocops“ der Polizei ebenfalls mit 
Schild, Schlagstock und Helm mit Visier 
ausgerüstet. Ihr bisheriges Einsatzgebiet 
war der Kosovo, während des G8-Gipfels, 
laut Spiegel-Blog-Autor Th omas Wiegold, 
nun auch der Flughafen Rostock-Laage.10 

Für die Öff entlichkeit unübersehbar 
wurde die während der Gipfeltage in Hei-
ligendamm praktizierte zivil-militärische 
Zusammenarbeit, als im Krankenhaus 
Bad Doberan der Verwaltungsleiter Uwe 
Borchmann den Generalmajor Heinz-
Georg Keerl durch das Krankenhaus in Bad 
Doberan führte, um sich „von der guten 
Zivil-Militärischen Zusammenarbeit“11 zu 
überzeugen. Diese bestand aus dem Einsatz 
von Soldaten des Sanitätsregiments 12 aus 
Fürstenau und vom Lazarettregiment 11 
aus Breitenburg zur Unterstützung des zivi-
len Krankenhauspersonals bei der ambulan-
ten und stationären Patientenversorgung. 
Laut „Financial Times“ war dies „die erste 

Tornado-Aufklärungsfoto vom Camp Reddelich, wie es in der Presse auftauchte.
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Aktion dieser Art in der Geschichte der Bun-
deswehr“.12 Neben dem Krankenhaus waren 
zudem olivgrüne Zelte und Container des 
Sanitätsdienstes der Bundeswehr aufgestellt. 
Für ihre eigene Unterkunft haben sich die 
Soldaten ein Feldlager auf einer Wiese bei 
Bad Doberan eingerichtet.  

Bei guter Sicht vom Ostseestrand aus 
erkennbar waren auch die Boote der 
Marine vor der Küste. Insgesamt von neun 
Booten und einer Fregatte ist die Rede: 
Sechs Verkehrsboote als Transportmittel, 
ein Minenjagdboot für das Absuchen des 
seeseitigen Sperrgebietes nach Fremdkör-
pern, ein Minenjagdboot als Plattform für 
Minentaucher und eine Fregatte als Unter-
stützung für die Luftwaff e zur Erstellung 
des Luftlagebildes im Rahmen der Sicher-
heit im Luftraum.13 Die Boote der Marine 
brachten dann auch die Journalisten von 
ihrem Pressezentrum in Kühlungsborn 
nach Heiligendamm, als dieses durch die 
massenhaften Blockaden für Stunden auf 
dem Landweg nicht mehr erreichbar war. 
Journalisten wurden laut Staatssekretär 
Schmidt auch im Bundeswehr-Hubschrau-
ber CH 53 von Rostock-Laage nach Hei-
ligendamm und Hohenluckow gefl ogen. 
Für den Transport einer Delegation von 
Berlin-Tegel nach Heiligendamm hat das 
Auswärtige Amt drei mittlere Transport-
hubschrauber angefordert und erhalten. 

In zahlreichen zivilen Stäben der Polizei 
und des Innenministeriums des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern waren Ver-
bindungskommandos der Bundeswehr 
entsandt. So wurde in den organisato-
risch-administrativen Anteil des Stabes der 
Polizeiführung, der Besonderen Aufbauor-
ganisation (BAO) Kavala ein Verbindungs-
kommando Wehrbereichskommando I 
„Küste“ in Kiel und des Landeskomman-
dos Mecklenburg-Vorpommern mit einer 
Stärke von fünf Soldaten abgestellt. Ihre 
Aufgabe war die „Gewährleistung eines 
reibungslosen Informationsaustausches im 
Rahmen der Zivil-Militärischen Zusammen-
arbeit.“14 Zwei Verbindungsoffi  ziere der 
Marine wurden „zum gegenseitigen Informa-
tionsaustausch“15 an den Einsatzabschnitt 
„Seesicherheit“ abgestellt und insgesamt 
fünf Verbindungskommandos in regionale 
Katastrophenschutzstäbe entsandt. Ferner 
konnte die Abstellung eines Verbindungs-
kommandos durch das Landeskommando 
Mecklenburg-Vorpommern bei Aktivie-
rung des Interministeriellen Stabes erfolgen 
und 25 Soldaten hielten sich in der gemein-
samen Flugeinsatzzentrale von Bundes-
wehr und Polizei als „Beitrag zu Sicherheit 
im Luftraum auf.“16 Dass bei dieser engen 
Zusammenarbeit zwischen Polizei und 
Bundeswehr auch gerne „auf dem kurzen 
Dienstweg“ gehandelt wurde, bemängelt 
auch der SPD-Verteidigungsexperte Rainer 
Arnold: „Es ist nicht in Ordnung, dass untere 
Polizeiebenen mit unteren Bundeswehr-
Ebenen immer neue Einsätze verabredet 

haben.“ Für ihn steht fest, „dass faktisch so 
getan wurde, als habe es rund um Heiligen-
damm eine Generalbevollmächtigung für den 
Einsatz der Bundeswehr gegeben“.17

Afghanistan ist überall, bewegt sich doch 
die Bundeswehr auch bei ihren Inlandsein-
sätzen zunehmend fern des Grundgesetzes. 
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Es ist ausdrücklich zu begrüßen, dass es 
einen gemeinsamen Entschließungsantrag 
des Europäischen Parlaments zu einem 
rechtsverbindlichen internationalen Ver-
trag über Waff enhandel gibt. Denn die 
Zeit drängt: Weltweit explodieren die 
Rüstungsausgaben und die Rüstungsex-
porte. 

Laut der Studie des Stockholmer Frie-
densforschungsinstituts SIPRI (Stockholm 
International Peace Research Institute) 
wurden im Vorjahr umgerechnet 900 
Milliarden Euro und damit pro Kopf der 
Weltbevölkerung 137 Euro für militäri-
sche Zwecke ausgegeben. Das waren 3,5 
Prozent mehr als 2005. In den vergange-
nen zehn Jahren sind die Rüstungsausga-
ben weltweit um 37 Prozent gestiegen.

Beim internationalen Waff enhandel 
ermittelte SIPRI in seinem neuen Jahr-
buch über Rüstung und Abrüstung ins-
gesamt einen Anstieg um 50 Prozent seit 
2002. Die beiden mit Abstand größten 

Exporteure waren dabei erneut die USA 
und Russland. Deutschland schob sich 
mit Rüstungsexporten von 9,2 Milliarden 
Dollar (6,9 Milliarden Euro) zwischen 
2002 und 2006 auf den dritten Platz vor 
Frankreich. Allein im Vorjahr wurden 
dabei aus Deutschland Rüstungsgüter 
für 3,9 Milliarden Dollar ausgeführt und 
damit mehr als doppelt so viel wie 2005 
mit 1,5 Milliarden Dollar. Die EU-Staaten 
sind weltweit vorne dran bei Rüstungsex-
porten!

Frankreich rüstete den Sudan aus. Belgien 
liefert Waff en an den Autokraten Kabila 
im Kongo, u.a. damit dieser die Oppo-
sition massakrieren kann. Und nachdem 
der Konfl ikt angeheizt wird, kommt dann 
auch die EU mit militärischer Interventio-
nen in Afrika: Kongo, Sudan, und andere. 
Die Brandstifter löschen mit Benzin!

Waff enhandel ist das große Geschäft 
unserer Zeit. Dabei scheuen EU-Rüstungs-
unternehmen wie BAE Systems nicht 

davor zurück, Schmiergelder in Milliar-
denhöhe zu überweisen, damit die Todes-
ware besser über den Ladentisch geht. 
Ohne mit der Wimper zu zucken, werden 
an „Vorzeigedemokratien“ wie Saudi-Ara-
bien massenhaft Waff en geliefert, gerade 
weil sie EU- und NATO-Verbündete sind. 
Berichten zufolge soll der saudische Prinz 
Bandar rund eine Milliarde Pfund Ster-
ling (1,5 Milliarden Euro) an Schmiergel-
dern erhalten haben - gezahlt über einen 
Zeitraum von fast 20 Jahren. Wir müssen 
erreichen, dass Verantwortliche wie Tony 
Blair für solche Dinge künftig vor Gericht 
gestellt werden können.

Die EU und die Mitgliedstaaten müssen 
endlich aufhören mit diesen Geschäften! 
Rüstungsexporte verletzen Menschen-
rechte weltweit! Rüstungsexporte töten 
weltweit! Machen wir diesem Handel mit 
dem Tod endlich ein Ende! 

Tobias Pfl üger

„Die Brandstifter löschen mit Benzin!“ 
Zum Internationalen Vertrag über Waffenhandel


